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Der Entscheid des Obergerichts überzeugt nicht. Er schafft ein
unangenehmes Präjudiz und bricht mit alten Traditionen.

Zunächst gilt verfassungsrechtlich: Richterinnen und Richter
können sich auf die Freiheit der Meinungsäusserung berufen, es
ist ihnen selbstverständlich erlaubt, sich zu allen möglichen
gesellschaftlichen  Themen  zu  äussern,  sie  müssen  darauf
achten, dass durch politische Äusserungen nicht Zweifel an
ihrer Unabhängigkeit entstehen. Das wäre es dann auch schon.

Der ASPV ist parteipolitisch nicht gefärbt, unabhängig und
auch  konfessionell  neutral.  Er  wahrt  lediglich  die
beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen seiner
Mitglieder, fördert die Solidarität innerhalb des Personals,
unterstützt  Bestrebungen,  welche  die  soziale  Stellung  des
Personals  stärken,  und  er  bemüht  sich  um  Weiterbildung.
Durchaus edle Vorsätze. Offenbar nicht für das Obergericht.

Wo genau möchte man denn die Interessenkollision sehen? Die
bisherige  ASPV-Präsidentin  ist  nicht  Richterin  am
Verwaltungsgericht, wo personalrechtliche Entscheide getroffen
werden. Sie ist in völlig anderen Rechtsgebieten tätig. Ebenso
wenig  dürfte  ein  Hindernis  darin  liegen,  dass  einer
Oberrichterin Arbeitgeberfunktionen zukämen. Das ist nicht der
Fall. Es gibt kaum eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter
im  Kanton,  dem  weniger  Arbeitgeberfunktionen  zukommen  als
einem Oberrichter oder einer Oberrichterin. Sie haben faktisch
keine Untergebenen und die Führung des Gerichts erfolgt durch
die Geschäftsleitung.

Der Entscheid ist damit unzutreffend. Anders gesagt: Was hätte
eine  solche  Praxis  denn  für  Auswirkungen?  Sie  würde  dazu
führen,  dass  nur  noch  externe  dritte  Personalverbände
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präsidieren  können.  Das  ist  nicht  sinnvoll.

Diese Einstellung ist leider kein Einzelfall. Zurzeit versucht
die Stadt Biel, bei der ein gröberer Rückbau beim Personal
bevorsteht,  sämtliche  Mitarbeitende  als  Interessenvertreter
von den Verhandlungen über einen Sozialplan auszuschliessen.
Dies mit der Begründung, die Mitarbeitenden könnten nicht ihre
Interessen gegenüber dem Arbeitgeber vertreten. Weshalb das so
sein soll, ist unklar, dass die Verfassung aber genau das
Gegenteil sagt, das ist klar.
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